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Sachverhalt:

A.
Am 21. Februar 2025 erstattete der Verein pro Kinderrechte Schweiz
Anzeige gegen unbekannte Täterschaft wegen schwerer Körperver-
letzung, Gehilfenschaft und Anstiftung dazu, angeblich begangen im
Spitalzentrum Biel, durch Beschneidungen an gesunden Jungen. Die
Staatsanwaltschaft Berner Jura-Seeland verfügte am 22. Mai 2025 die
Nichtanhandnahme des Verfahrens.

B.
Auf die dagegen gerichtete Beschwerde des Vereins pro Kinderrechte
Schweiz trat das Obergericht des Kantons Bern mit Beschluss vom
27. Juni 2025 nicht ein.

c.
Der Verein Pro Kinderrechte Schweiz gelangt mit Beschwerde in Straf -
sachen an das Bundesgericht. Er beantragt, der Beschluss des Ober-
gerichts des Kantons Bern sei aufzuheben und das Verfahren zur
Neubeurteilung an das Obergericht zurückzuweisen. ln verfahrens-
rechtlicher Hinsicht beantragt der Verein, es sei ihm die parteistellung
im vorinstanzlichen Verfahren zu gewähren.

Die kantonalen Akten wurden beigezogen. Hingegen hat das Bundes-
gericht keine Vernehmlassungen eingeholt.

Erwägungen:

1.
Auf die frist- (Art. 100 Abs. 1 BGG) und formgerechte (Art.42 Abs. 1

BGG) Beschwerde gegen einen letztinstanzlichen kantonalen Be-
schluss in Strafsachen (Art. 78 Abs. 1, 80 Abs. 1 BGG) ist einzutreten.
Der Beschwerdeführer verfügt über ein rechtlich geschütztes lnteres-
se. Er macht geltend, ihm sei im vorinstanzlichen Verfahren zu Un-
recht die Parteistellung abgesprochen worden. Damit betrifft die Be-
schwerde einzig die Berechtigung, am Verfahren teilzunehmen. Zu die-
ser Rüge ist der Beschwerdeführer unter der sog. Star-praxis berech-
tigt (vgl. BGE 146 lV 76E.2;141 IV 1 E. 1.1;je mit Hinweisen). Aus
dem rein kassatorischen Rechtsbegehren ergibt sich sinngemäss,
dass er eine Fortsetzung der staatsanwaltschaftlichen Untersuchung
anstrebt. lnsoweit genügt der Antrag des Beschwerdeführers den An-
forderungen.
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2.
2.1 Der Beschwerdeführer rügt, der vorinstanzliche Nichteintretensent_
scheid verletze Bundesrecht. Als Anzeigeerstatter habe er Anspruch
darauf, dass über die Anhand- bzw. Nichtanhandnahme seiner Straf_
anzeige korrekt entschieden werde. Bei einer rechtswidrigen Nichtan_
handnahme seiner Strafanzeige sei er in seinen Rechten betroffen und
könne ein schutzwürdiges lnteresse geltend machen (Art. 3g2 Abs. 1

SIPO). lnsoweit stünden ihm vor Vorinstanz die Rechte einer partei
nach Art. 105 Abs.2 SIPO zu. lndem die Vorinstanz ihm die Rechts_
mittellegitimation abspreche, begehe sie eine formelle Rechtsverwei_
gerung (Art. 29 Abs. 2 BV) und verletze den Anspruch auf ein faires
Verfahren (Art. 6 Zitt.1 EMRK) sowie das Recht auf eine wirksame Be_
schwerde (Art. 13 EMRK).

2.2
2.2.1 Gegen Verfügungen der Staatsanwaltschaft, so auch gegen die
Nichtanhandnahme eines Strafverfahrens, ist die Beschwerde an die
Beschwerdeinstanz zulässig (Art.993 Abs. 1 tit. a StpO i.V.m. Art.31O
Abs. 2 und Art. 322 Abs. 2 StpO). Die Legitimation im kantonaten
Rechtsmittelverfahren ist in Art. Sg2 StpO geregelt. Gemäss Abs. 1

dieser Bestimmung kann jede partei, die ein rechilich geschütztes ln-
teresse an der Aufhebung oder Anderung eines Entscheids hat, ein
Rechtsmittel ergreifen.

2.2.2 Zur Anfechtung der Nichtanhandnahmeverfügung sind zunächst
die Parteien des Strafverfahrens befugt (Art. 310 Abs. 2 i.V.m. Art. B2Z
Abs.2 SIPO). Unter den Begriff der partei fallen nach Art. 104 Abs. 1

SIPO namentlich die beschuldigte person und die privatklägerschaft,
die sich rechtzeitig konstituiert hat (Art. 11g Abs. 1 StpO). Erforderlich
ist in Bezug auf die Rechtsmittellegitimation bei allen parteien, dass
sie ein rechtlich geschütztes lnteresse an der Aufhebung oder Ande-
rung eines Entscheides aufweisen (Art. 3g2 Abs. 1 StpO). Die be_
schwerdeführende Partei muss ein aktuelles und praktisches lnteresse
an der Beschwerde bzw. an der prüfung der vorgebrachten Rügen
haben. Ein allgemeines oder faktisches lnteresse reicht nicht aus (vgl,
BGE 140 lV 74E.1.3.1; 140 ilt 92E.1.1; 1g6t2Z4 E. 1.3; je mit Hin_
weisen). Der Betroffene muss vom angefochtenen Entscheid persön_
lich und in den lnteressen betroffen sein, welche die angeblich ver_
letzte Norm zu schützen bezweckt (vgl. BGE 145 lV 161 E. 1.3; Urteile
68_25312023 vom 16. März Z0Zg E.1.3; 6B_t 479/2022 vom 16. Fe_
bruar 2023 E.1.1; je mit Hinweisen).
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Werden andere Verfahrensbeteiligte, wie namenilich die Anzeige er_
stattende Person, in ihren Rechten unmittelbar betroffen, so stehen
ihnen die zur Wahrung ihrer lnteressen erforderlichen Verfahrens_
rechte einer Partei zu (Art. 10S Abs. 2 StpO).

2.3 Der Beschwerdeführer bestreitet die eualifikation als Anzeigeer_
statter nicht und bezeichnet sich nicht als privatkläger. Während die
Privatklägerschaft, die sich im Strafverfahren als Strafklägerin konsti_
luiert, die Verfolgung und Bestrafung der für die Straftat verantwort_
lichen Person verlangen kann (Strafklage; Art. 11g Abs. 2lit. a StpO;
vgl. BGE 148 lV 124 E.2.6.4;141 tV B8O E. 2.3.5; je mit Hinweisen),
steht dieses Recht Personen, die lediglich Anzeige erstatten _ und
damit dem Beschwerdeführer - nicht zu (Urteile ZB_42S\ZO2S vom
29. August 2025 E.4.St.; 7B_1OgZl2O24 vom 6. Januar ZO2S E.4;
7B_1212023 vom 4. September 2O2O E.2; 68_Z8Z12022 vom 5. De_
zember 2022 E. 2.3.3.3). Als Anzeigeerstatter verfügt er einzig über
das Recht, Strafanzeige bei den Behörden einzureichen und über de_
ren Ausgang informiert zu werden (Art. 301 Abs. 2 StpO). Weiter_
gehende Rechte stehen ihm von Gesetzes wegen keine zu (Art. 301
Abs. 3 SIPO).

Soweit der Beschwerdeführer behauptet, er sei unmittelbar in seinen
Rechten betroffen und gestützt auf Art. 105 Abs.2 i.V.m. Art.3g2
Abs. 1 SIPO zur Beschwerde legitimiert, ist ihm nicht zu folgen. Denn
das Recht, Anzeige zu erstatten, verleiht ihm keinen Anspruch auf eine
materielle Beurteilung seiner Strafanzeige.

Nicht zu folgen ist dem Beschwerdeführer sodann, wenn er im vor_
instanzlichen Entscheid eine formelle Rechtsverweigerung erblickt.
Eine solche liegt nicht dadurch vor, dass die Vorinstanz ihm die
Rechtsmittellegitimation mangels parteistellung gestützt auf geltendes
Recht (Art. 301 Abs. 3, 382 Abs. 1 StpO) abgesprochen und dies ein-
lässlich begründet hat.

2.4 Sodann unterlässt es der Beschwerdeführer, seine weiteren Rü_
gen rechtsgenüglich zu begründen (Art. 42 Abs. 1 und 2 sowie Art. 106
Abs. 2 BGG; vgl. BGE 1S0 V 340 E. 2; 1SO I 154 E.2.1, 80 E.2.1;
148 lV 356 E.2.1, 39 E.2.3.S). So genügt es nicht, wenn er ohne
hinreichende Ausführungen geltend macht, sein Recht auf Behandlung
der Beschwerde ergebe sich aus einem ,'Anspruch auf Durchsetzung
des materiellen Rechts", dem Legalitätsprinzip, dem Willkürverbot
nach Art. I BV, aus Art. S BV, Art. 29a BV und Art. 3 Abs. 2 lit. a_c
SIPO, dem Anspruch auf Zugang zum Gericht nach Art. 6 EMRK, dem
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Recht auf wirksame Beschwerde nach Art. 1B EMRK und der,,Star-
Praxis".

ln Bezug auf die Ansprüche auf den Zugang zu einem Gericht und
eine wirksame Beschwerde behauptet der Beschwerdeführer nament-
lich nicht, dass und wieweit sein Mitgliederkreis von den geltend ge-
machten Straftaten persönlich betroffen sein sollte. Sodann ist zu be-
rücksichtigen, dass allfällige direkt betroffene Mitglieder des Vereins
nach geltendem Recht als geschädigte personen persönlich gegen
allfällige Rechtsverletzungen vorgehen könnten, indem sie Anzeige er-
statten, sich im Verfahren als Straf- und Zivilkläger sowie als Ver-
fahrenspartei konstituieren und selbst Beschwerde gegen eine Nicht-
anhandnahme führen (vgl. BGE 148 tV 170 E. i.2;141 lV 454 E.2.3.1;
140 lV 155 E.3.2; je mit Hinweisen). Damit ziett der Einwand eines
fehlenden Zugangs zum Gericht und einer fehlenden Wirksamkeit der
Beschwerde ins Leere.

Was alsdann die Ausführungen zur sog. Star-praxis anbelangt, so
handelt es sich hierbei um eine praxis des Bundesgerichts zum Ein-
treten auf Beschwerden gegen kantonal letztinstanzliche Entscheide
(vgl. BGE 146 lV 76E.2;141 tV 1 E. 1.1). tnwieweitdiese praxis auf
Beschwerden vor kantonalen Gerichten überhaupt Anwendung finden
kann und die Vorinstanz diesen Grundsatz verletzt haben soll, legt der
Beschwerdeführer nicht dar und ist auch nicht ersichilich.

3.
Die Beschwerde ist abzuweisen, soweit darauf einzutreten ist. Bei
diesem Ausgang des Verfahrens wird der Beschwerdeführer kosten-
pflichtig (Art. 66 Abs. 1 BGG).
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Demnach erkennt das Bundesgericht:

1

Die Beschwerde wird abgewiesen, soweit darauf eingetreten wird

2.
Die Gerichtskosten von Fr. 3'000.-- werden dem Beschwerdeführer
auferlegt.

3.
Dieses Urteil wird den Parteien und dem Obergericht des Kantons
Bern, Beschwerdekammer in Strafsachen, schriftlich mitgeteilt.

Lausanne, 12. November 2O2S

lm Namen der ll. strafrechtlichen Abteilung
des Schweizerischen Bundesgerichts

Der Präsident Der Gerichtsschreiber

Abrecht l6ment
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